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Geld allein wird die Armut  
nicht besiegen

Die soziale Krise in Luxemburg und die Wege hinaus

Die Parteien haben Armut und wachsende 
Ungleichheit in den Wahlkämpfen zu den 
Kommunalwahlen au!allend wenig the-
matisiert. Wie es bei den nationalen Wah-
len aussehen wird, steht zum Zeitpunkt 
des Verfassens dieses Artikels noch o!en. 
Einige Parteiprogramme befassen sich 
etwas ausführlicher mit dem "ema, eine 
Priorität ist es allerdings noch nicht.1 

Ob und wie breit wir Armut und soziale 
Ungleichheit in der Ö!entlichkeit disku-
tieren, hängt aber auch von den Medien 
ab. Einfache Lösungen zur Bekämpfung 
der Probleme gibt es nicht. Es bedarf 
mutiger, multidimensionaler, kurz- und 
langfristiger Reformen, die die kom-
plexen Bedürfnisse der Menschen berück-
sichtigen – vor allem, wenn sich diese in 
Not be#nden. 

Es ist eine Frage der Menschenrechte, die 
Person hinter der Armut in den Mittel-
punkt zu stellen und ihr den Zugang zu 
Hilfen zu erleichtern. Langfristig müssen 
wir aber strukturelle Un gerechtigkeiten 
bekämpfen und eine sozial gerechte Trans-
formation erreichen. Um zukunftsfähig zu 
sein, sollten wir soziale Gerechtigkeit und 

ökologische Nach haltigkeit gleichzeitig 
anstreben. In diesem Zusammenhang ist 
es wichtig, dass die Großverbraucher ihren 
ökologischen Fußabdruck verringern. 

Dieser Artikel wird sich auf eine Reihe 
von möglichen politischen Maßnahmen 
konzentrieren.2

Der tote Winkel

Die Politik scheint bislang nicht in 
der Lage gewesen zu sein, den seit 
den 1990er Jahren anhaltenden Trend 
wachsender Ungleichheit und steigender 
Armutsgefährdungsquoten zu bremsen 
–  geschweige denn umzukehren. Die 

Kluft zwischen Arm und Reich wird 
in Luxemburg immer größer, und das 
Armutsrisiko erreicht regelmäßig einen 
neuen Höchststand: 19,2 % der Haushalte 
waren im Jahr 2021 davon betro!en, also 
rund 116.000 Personen. 

Das Risiko, arm zu sein, ist jedoch nicht 
in allen sozialen Schichten gleich hoch. 
Alleinerziehende Haushalte sind beson-
ders betro!en (42,9  %). Auch für Kin-
der zwischen null und 17 Jahren ist das 
Risiko, in Armut aufzuwachsen, sehr 
hoch (28,6  %)3. Für Zuwanderer aus 
Nicht-EU-Ländern verschlechtern sich 
alle Indikatoren. Das Armutsrisiko dieser 
Haushalte liegt bei 46,6 % und ist damit 
4,2 mal höher als bei in Luxemburg 
geborenen Personen. Zwischen 1960 
und 2020 ist der Anteil der Zuwanderer 
in der luxemburgischen Bevölkerung von 
13,1 % auf 47,1 % gestiegen. Im selben 
Zeitraum stieg der Anteil der Zuwande-
rer aus Entwicklungsländern von 1,3  % 
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auf 10,4  %9. Auch das beein%usst die 
Armutsquote. 

Seit Anfang 2000 gehört Luxemburg zu 
den Ländern der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD), die relativ gesehen 
die meisten Flüchtlinge aufnehmen10. Die 
Nachkommen von Nicht-EU- Bürgern 
haben erhebliche Schwierigkeiten, in 
der Schule oder auf dem Arbeitsmarkt 
Fuß zu fassen. Die Haushaltszusammen-
setzung und der Migrationshintergrund 
beein %ussen die Armutsprävalenz neben 
anderen Faktoren wie Bildungsniveau, 
Beschäftigungsstatus und Arbeitsintensi-
tät. Gleichzeitig haben mit Kindern und 
Nicht-EU-Bürgern ein großer Teil der am 
stärksten von Armut bedrohten Menschen 
kein Mitspracherecht bei der Festlegung 
der Prioritäten der nächsten Regierung. 

Die politischen Sonntagsreden über 
Inklusion werden durch die statistischen 
Fakten also schon seit Jahren widerlegt. 
Hier besteht großer Handlungsbedarf 
nach den Wahlen.

Als Gesellschaft muss uns interessieren, 
dass Ungleichheit krank macht. Nicht nur 
den Einzelnen, sondern die Gesellschaft 
als Ganzes. Professor Richard Wilkinson, 
emeritierter Professor für Epidemiologie, 
erklärte in seiner Erö!nungsrede beim 
ersten Caritas-Forum im Mai, der Zusam-
menhalt einer Gesellschaft verringere sich 
bei wachsender sozialer Ungleichheit. Je 
ungleicher eine Gesellschaft ist desto dys-
funktionaler ist sie in allen Bereichen. In 
einer ungleichen Gesellschaft gibt es mehr 
Schwangerschaften im Teenager alter, 
mehr psychische Erkrankungen, mehr 
Gefängnisinsassen, mehr Morde, mehr 

Fettleibigkeit und weniger Lese- und 
Schreibkompetenz. Auch Kriminalität 
und Gewalt sind weiter verbreitet. 

Der Gini-Koe&zient nach Steuern und 
Sozialtransfers, der eine solche Ungleich-
heit misst, steigt in Luxemburg kontinu-
ierlich an. Dabei verp%ichten wir uns in 
der neuen Verfassung dazu, die mensch-
liche Würde zu achten und die Menschen-
rechte zu respektieren. Wenn die nächste 
Regierung Ungleichheit und wachsende 
Armut nicht endlich ernst nimmt, wäre 
das nicht nur fahrlässig, sondern ein 
Bruch dieser Verp%ichtung. 

Familienpolitik, Arbeitsrechte und Co.: 
den Menschen in den Mittelpunkt stellen

Mehr soziale Gerechtigkeit erfordert kurz-
fristig eine Steuerreform, die auf einer 



echten sozialen Umverteilung beruht. 
Dafür müssen Politik und Forschung 
untersuchen, welche Hebel sie für eine 
bessere Umverteilung des Reichtums 
betätigen müssen. Klar ist aber schon 
jetzt: Wir brauchen eine regelmä-
ßige Anpassung des Steuertarifs an die 
Lebenshaltungs kosten, eine Senkung der 
unteren und eine An hebung der oberen 
Einkommens steuersätze, und eine Anhe-
bung des Spitzen steuersatzes. Auch Groß-
kapital müsste stärker besteuert werden. 

Der Conseil Supérieur pour un 
Développement Durable (CSDD) 
hat kürzlich darauf hingewiesen, dass 
die Besteuerung der Arbeit 47,3  % 
des Steueraufkommens ausmacht, die 
ökologische Besteuerung dagegen nur 
3,8  %11. Um dem Verursacherprinzip 
besser Rechnung zu tragen und eine 
Steuerpolitik zu betreiben, die sowohl auf 
die Reduktion der Treibhausgasemissionen 
als auch auf mehr soziale Gerechtigkeit 
abzielt, ist eine stärkere Besteuerung des 

Ressourcenverbrauchs notwendig. Für 
sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
wäre diese dabei kostenneutral. Denn 
mit wenigen Ausnahmen sind es die 
Wohlhabenden, die in Europa und 
weltweit den größten ökologischen 
Fußabdruck hinterlassen. 

Die Regierung muss die Energiewende 
also so schnell und e&zient wie möglich 
vorantreiben und die soziale Dimension 
im Klimaschutz verankern. Andernfalls 
können Klima- und Umweltschutz-
maßnahmen schnell wie ein Privileg, 
eine realitätsferne Entscheidung oder 
eine Lösung für Menschen mit eher 
hohem Lebensstandard aussehen. Ziel 
muss es sein, eine Wirtschaft zu fördern, 
die das Gemeinwohl berücksichtigt und 
die Widerstandsfähigkeit der Gesell-
schaft stärkt. In diesem Zusammenhang 
ist es auch wichtig, die Instrumente zur 
Messung der Lebensqualität zu instituti-
onalisieren und systematischer zu nutzen 
(Luxembourg Index of Well-Being, PIB 
Well-Being). Gegenwärtig ist es schwierig 
zu verstehen, wie die Politik Instrumente 
über einen informativen Rahmen hinaus 
nutzt. 

Die Berücksichtigung der verschiedenen 
Ausgangspunkte ist eine wesentliche Vor-
aussetzung für eine nachhaltig wirksame 
und gerechte Klima- und Sozialpolitik. 
Kurzfristig gilt es zudem, das erhöhte 
Armutsrisiko von Alleinerziehenden-
Haushalten schnellstmöglich anzugehen 
und diese steuerlich stärker zu entlasten. 

Wer familienfreundliche Politik macht, 
bekämpft auch die Armut

Die Steuerklasse 1a war ursprünglich als 
Abschreckungsmaßnahme gegen Schein-
trennungen gedacht. Das Ergebnis ist 
jedoch, dass fast die Hälfte der Allein-
erziehenden riskiert, in die Armut abzu-
rutschen. Nicht der Familienstand, son-
dern das Einkommen und etwaige Kinder 
sollten die Grundlage für die Besteuerung 
bilden. Außerdem sollten alle Sozial-
leistungen, zum Beispiel die Geburtsbei-
hilfe oder die Teuerungszulage, automa-
tisch indexiert werden. Die Obergrenzen 
für viele Sozialleistungen sind bei einer 
Vollzeitbeschäftigung und einem Gehalt 
knapp über dem Mindestlohn schnell 

Diese Zeichnung wurde in „Impôts et justice fiscale au Luxembourg : les éléments clés pour une future 
réforme“ erstveröffentlicht. 
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
Lesen Sie dazu auch unsere Dossiers 
430 Armut (2023), 335 Jugend ohne 
Arbeit (2013) und 300 Reiches Land – 
armes Land (2010) im forum-Heft oder 
online auf forum.lu.

erreicht. Viele Alleinerziehende und junge 
Erwachsene be#nden sich dann in einer 
Situation, in der sie ein paar Euro zu viel 
verdienen, um Anspruch auf Beihilfen wie 
die Teuerungszulage zu haben. Die neue 
Regierung müsste die Anspruchsberechti-
gung daher nach oben anpassen.

Um die wachsende Kinderarmut zu 
bekämpfen, brauchen wir eine familien-
freundlichere Politik. Das Ziel einer wirk-
samen und nachhaltigen Familienpolitik 
sollte dabei nicht nur die Bekämpfung der 
materiellen Armut sein, sondern auch eine 
angemessene Unterstützung der Eltern. 
Diese könnte ein gesundes familiäres und 
institutionelles Umfeld fördern und Zeit 
und Ressourcen für die Betreuung der 
Kinder scha!en. In Luxemburg wird es 
aufgrund der Lebenskosten immer schwie-
riger, Familie und Beruf mit einander zu 
vereinbaren. Dabei müsste jeder die Mög-
lichkeit haben, seinen Lebensunterhalt 
durch Arbeit zu verdienen und gleich-
zeitig seinen familiären Verp%ichtungen 
nachzukommen. Auch wenn Bildung und 
Betreuung kostenlos werden: Es ist wich-
tig, dass Familien die Wahl haben, wie sie 
ihre Kinder betreuen lassen wollen – und 
es sich auch leisten können, dies selbst zu 
tun. 

Zuletzt brauchen wir einen Mentalitäts-
wandel in Bezug auf Niedriglöhne. In 
Luxemburg sind immer mehr Arbeit-
nehmer mit #nanziellen Schwierig keiten 
konfrontiert. Und bezahlte Arbeit ist 
keine Garantie, der Armut zu entkom-
men. Das Risiko, in einem armutsgefähr-
deten Haushalt zu leben, ist mit 13,5 % 
der ansässigen Arbeitnehmer im Jahr 2021 
das höchste in der Eurozone. Der EU-
Durchschnitt liegt dagegen bei 8,9 % und 
ist seit 2012 unverändert. 

Obwohl der soziale Mindestlohn in 
Luxemburg sowohl im europäischen Ver-
gleich als auch in absoluten Zahlen sehr 
hoch ist, liegt sein Niveau nahe an der 
Armutsgrenze. Die zukünftige Regie-
rung müsste das Arbeitsrecht und die 
Kontroll systeme stärken, um die Gefahr 
des Missbrauchs zu verringern – etwa 
bei der Leiharbeit. Neue gesetzliche 
Regelungen könnten es außerdem den 
Beschäftigten von sogenannten Plattform-
unternehmen ermöglichen, von den 

bestehenden sozialrechtlichen Regelungen 
zu pro#tieren.

Geld allein wird nicht ausreichen

Armut kann nicht nur mit Geld bekämpft 
werden. Die Bekämpfung ihrer struktu-
rellen Ursachen erfordert umfassende und 
mehrdimensionale Ansätze, die politische 
Veränderungen, institutionelle Reformen 
und gesellschaftliche Anstrengungen zur 
Förderung einer nachhaltigen wirtschaft-
lichen Entwicklung, der Chancengleich-
heit und der sozialen Inklusion umfas-
sen. Auch die demokratische Teilhabe 
muss in Luxemburg stärker werden. Die 
nächste Regierung muss den Anstieg der 
Ungleichheit verlangsamen und im besten 
Fall umkehren. Die Ärmsten in unserer 
Gesellschaft brauchen gezielte Unter-
stützung durch durchdachte und präzise 
Maßnahmen. 

Auch die Wirtschaft trägt eine wichtige 
Rolle in der Armutsbekämpfung. Sie muss 
stärker handeln: Die Armutsrisikorate vor 
Auszahlung der Sozialtransfer leistungen 
liegt bei 46 %. Fast die Hälfte der Bevöl-
kerung wäre ohne die genannten Leis-
tungen arm. Nun leistet die Wirtschaft 
sicherlich auch einen Beitrag zum sozialen 
Sicherungssystem. Fakt ist aber, dass die 
Gehälter vieler Menschen allein nicht aus-
reichen, um über der Armuts risikogrenze 
leben zu können. Dass immer mehr Bür-
ger sehr reich sind und andere immer 
ärmer werden, ist sozial un gerecht und 
nicht nachhaltig. Gleichzeitig befürchten 
viele wirtschaftliche Akteure einen Ver-
lust der Konkurrenzfähigkeit bei einer 
Erhöhung der Gehälter. Das wäre nicht 
der Fall, wenn Gewinne und individuel-
ler Reichtum über eine sogenannte Sozi-
alisierung der hohen Gewinne und extre-
men Vermögen stärker besteuert werden 
würden. 

In den letzten Jahren agierte die luxembur-
gische Politik von Krise zu Krise und wen-
dete ein ungenaues Gießkannen prinzip 
an. Nach wie vor bevorzugt sie Menschen 
mit Kapital. Doch wenn wir jetzt nicht 
reagieren und umsteuern, besteht die 
Gefahr, dass die Kluft zwischen Arm und 
Reich so groß wird, dass wir sie nicht mehr 
schließen können. Mutige, langfristige 
und substanzielle Reformen sind daher 

notwendig, wir dürfen die sozial Schwa-
chen nicht mehr auf der Strecke lassen. 
Nur wer Umwelt, Wirtschaft und Soziales 
zusammendenkt und entsprechend inte-
griert, scha!t entsprechende Programme 
und Entwicklungen in der Gesellschaft. 
Mit diesem Ansatz sollten die Parteien die 
Nationalwahlen im Oktober angehen. 

1 Zur Zeit der Abfassung des Artikels waren die 
Programme der CSV und der Piraten noch nicht 
veröffentlicht. Déi Gréng, Déi Lénk und LSAP 
befassen sich mit Lösungsansätzen zum Thema 
Armut und Ungleichheiten.

2 Basierend auf den Forderungen von Caritas 
Luxembourg: https://www.caritas.lu/ce-que-nous-
disons (letzter Aufruf: 17. August 2023).

3 Statec, „Rapport travail et cohésion sociale : d’une 
crise à l’autre, La cohésion sociale sous pression“, 
2022.

4 Liser, „L’intégration, un impératif économique et 
sociétal“, in: Lëtzebuerger Land vom 28. April 
2023.

5 Ebenda.

6 https://csdd.public.lu/fr/actualites/2023/taxshift.
html (letzter Aufruf: 17. August 2023).
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